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8. Gesetz: Vertragsbedienstetenordnung 1979; Änderung (2. Novelle zur Vertragsbediens.tetenordnung 1979); Schaf­
fung von Bestimmungen über die Abfertigung von Hausbesorgern. 

8. 
~setz vom 12. Dezember 1980, mit dem die 
Vertragsbediemtetenordnung 1979 gelndert 
wird (2. Novelle zur Vertragsbedlemtetenord­
nung 1979) und Bestimmungen Uber die 
Abfertigung von Hausbesorgern geschaffen 

werden 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel 1 

Die VertragsbedienStetenordnung 1979, LGBL 
für Wien Nr. 20, in der Fassung des Landesgesetzes 
LGBL für Wien Nr. 14/1980 wird wie folgt geän­
dert: 

L Nach dem § 12 ist folgender § 12 a einzufü­
gen: 

,,Abordnung des Vertragsbediensteten 

§ 12 a. (1) Der Vertragsbedienstete kann zur 
Dienstleistung abgeordnet werden 

1. bei einer anderen Gebietskörperschaft) wenn 
dies im Sinne der gebotenen wechselseitigen 
Hilfeleistung der Gebietskörper>chaften gele­
gen und mit keinem Nachteil für die 
Gemeinde Wien verbunden ist; 

2. bei einem Klub des Wiener Gemeinderates 
(§ 16 a der Wiener Stadtverfassung); 

3. bei einer nicht auf Gewinn gerichteten Kör­
perschaft, Anstalt, Stiftung, einem solchen 
Fonds oder einer solchen V ereintgung, wenn 
a) die Gemeinde Wien an dieser Einrichtung 

beteiligt ist oder 
b) der Zweck dieser Einrichtung in der För­

derung der Interessen Wiens und seiner 
Bevölkerung auf wirtschaftlichem, sozia­
lem oder kultureltem Gebiet besteht. 

(2) Die Abordnung darf nur im Einvernehmen 
mit der Stelle, bei der der Vertragsbedienstete 
Dienst leisten sollt und nur mit Zustimmung des 
Vertragsbediensteten erfolgen. Sie darf nur unter 
der Bedingung verfügt werden, daß der Vertragsbe­
dienstete von der Stelle, bei der er Dienst ieistet, 
keine GeldbezUgc (ausgenommen Auslagenersl!tze) 
erhält. 

(3) Die Abordnung kann auf bestimmte Zeit oder 
auf Widerruf erfolgen. 
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( 4) Die Abordnung ist nur zul:tssig, wenn sich die 
Stelte, bei der der V emagsbedienstete Dienst lei­
sten soll, verpflichtet, der Gemeinde Wien den 
Aktivitätsaufwand für den Vertragsbediensteten zu 
ersetzen. Bel einer Abordnung gemäß i\bs. 1 Z 2 
oder Z 3 lit. b kann der Gemeinderat bestimmen, 
daß anstelle einer Subvention auf den Ersatz des 
Aktivitätsaufwandes gänzlich oder teilweise ver­
zichtet wird. Bei einer Abordnung gemäß Abs. 1 
Z 3 lit. a kann der Gemeinderat bestimmen, daß 
unter Anrechnung auf den Mitgliedsbeitrag der 
Stadt Wien auf den Ersatz des Aktivitätsaufwandes 
gänzlich oder teilweise verzichtet wird. 

(5) Der Vertragsbedienstete kann die Zustim­
mung zur Abordnung jederzeit widerrufen. In die­
sem Fall ist die Abordnung unverzüglich aufzuhe­
ben." 

2. § 21 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten: 

„Das Ausmaß des Erholungsurlaubes beträgt bei 
einer Gesamtdienstzeit von weniger als fünf J <ihren 
24 Werktage, ab fünf Jahren 26 Werktage, ab 
15 Jahren 32 Werktage und ab 25 Jahren 34 Werk­
tage." 

3. § 21Abs.2 letzter Satz hat zu lauten: 

„Das Ausmaß des Erholungsurlaubes erhöht sich 
um zwei Werktage für den Vertragsbediensteten 
mit einem abgeschlossenen Studium an einer Uni­
versität (wissenschaftlichen Hochschule}, einer 
Kunsthochschule oder einer staatlichen Kunstaka­
demie, sofern der Vertragsbedienstete wegen des 
Studiums in die Verwendungsgruppe A aufgenom­
men oder überstellt worden ist, doch darf das Aus­
maß des Erholungsurlaubes hiedurch bei einer 
Gesamtdienstzeit von weniger als 25 Jahren 
34 Werktage und ab einer Gesamtdienstzeit von 
25 Jahren 36 Werktage nicht übersteigen." 

4. § 21 Abs. 3 hat zu lauten: 

„(3) Vertragsbediensteten, deren Tätigkeit eine 
besondere Gefährdung ihrer Gesundheit mit sich 
bringt, kann durch \terordnung des Stadtsenates 
entsprechend dem Grad dieser Gesundheitsgefähr­
dung ein Zusatzurlaub gewährt werden, doch darf 
das Ausmaß des Erholungsurlaubes hiedurch bei 
einer Gesamtdienstzelt von weniger als 25 Jahren 
34 Werktage und ab einer Gesamtdienstzeit von 
25 Jahren 36 Werktage nicht übersteigen." 
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